
Finanzen: Die erste ernsthafte
Bewährungsprobe der großen
Koalition wird die Aufstellung
des Haushaltes für 2014. Das
Bündnis muss weitere 65 Mil-
lionen Euro einsparen, um die
Vorgaben der Schuldenbremse
im Grundgesetz zu erfüllen.
CDU und SPD haben bereits an-
gekündigt, dass die kommende
Sparrunde noch wesentlich
härter werden wird als die ver-
gangenen. Auf schnelle Einnah-
meverbesserungen kann sich
das Land dabei nicht verlassen:
Bis zur Bundestagswahl im Sep-
tember wird sich in Berlin in Sa-
chen Steuererhöhungen erst
einmal nichts tun. Bayern und
Hessen wollen im kommenden
Jahr gegen den Länderfinanz-
ausgleich klagen, von dem auch
das Saarland profitiert. Ein Ur-
teil wird 2013 aber nicht mehr
erwartet.

Öffentlicher Dienst: Die große
Koalition will bis zum Jahr
2020 mindestens jede zehnte
Stelle beim Land – also 2400 –
streichen. Im Juni könnte es
Klarheit geben, wo viele Stellen
gekürzt werden. Derzeit ver-
handeln Arbeitsgruppen von
Regierung und Gewerkschaften
über Einzelheiten. Thema in
den Gesprächen ist auch die An-
hebung der Pensionsgrenze für
die Landesbeamten auf 67 Jah-
re, wie der Bund sie für seine
Beamten bereits beschlossen
hat. Weiteres wichtiges Thema
für den öffentlichen Dienst: Am
31. Januar beginnen die Tarif-
verhandlungen für die Tarifbe-
schäftigten der Länder. Der
Deutsche Beamtenbund und
die Gewerkschaft Verdi fordern
6,5 Prozent mehr Gehalt. Die
Saar-Regierung hat in ihrer Fi-
nanzplanung lediglich zwei
Prozent eingepreist und will al-
les, was darüber hinausgeht,
durch zusätzliche Stellenstrei-
chungen in der Landesverwal-

tung kompensieren. Erwartet
wird eine harte Tarifauseinan-
dersetzung: Ein Schlichtungs-
abkommen haben die Gewerk-
schaften und die Tarifgemein-
schaft der Länder (TdL) nicht
vereinbart, es könnte also rela-
tiv früh zu Urabstimmung und
Streiks kommen.

Wirtschaft: Alle Förderpro-
gramme des Landes kommen
im nächsten Jahr auf den Prüf-
stand. Die Förderpolitik der
Landesregierung für Betriebe
soll sich außerdem am Ziel der
Begrenzung von Leiharbeit ori-
entieren. Auch die annähernd
50 Landesbeteiligungen sollen
neu geordnet werden. Neue
Strukturen bei Förderprogram-
men und Landesbeteiligungen
sollen Millionen sparen helfen.
Ein weiteres Top-Thema
2013 wird der Fachkräfte-
mangel; hier soll es unter
anderem französischen
Jugendlichen erleich-
tert werden, eine Aus-
bildung im Saarland
zu absolvieren.

Energie: Die
überarbeitete
Fassung des
Masterplans
Energie,
der Aus-
sagen
zur
Um-
set-

zung der Energiewende und zur
Zukunft der konventionellen
Kraftwerke im Saarland treffen
soll, wird präsentiert. Ein 2012
vom Wirtschaftsministerium
einberufener Energiebeirat aus
Branchenvertretern bereitet
den Masterplan derzeit vor.

Flughafen/Bahn: Die Gespräche
zwischen den Landesregierun-
gen von Rheinland-Pfalz und
dem Saarland über eine Koope-
ration der Flughäfen Zweibrü-
cken und Saarbrücken-Ens-

heim gehen weiter. Ein Gutach-
ten über die Geschäftspotenzia-
le beider Airports soll Mitte des
Jahres fertig sein. Ob es eine Ei-
nigung über eine Zusammenar-
beit – etwa in einer gemeinsa-
men Gesellschaft – geben wird,
ist offen. Im April trifft sich die
Landesregierung außerdem mit
der Spitze der Deutschen Bahn.
Die Saar-Regierung will dabei
unter anderem auf eine bessere
Anbindung an den
Bahn- Knoten-
punkt Mann-
heim drän-
gen.

Nordsaarlandstraße: Über die
laut Umweltverträglichkeits-
gutachten einzig mögliche
Trasse der Nordumfahrung, die
den Truppenübungsplatz der
Bundeswehr durchtrennen
würde, laufen im neuen Jahr
weitere Gespräche mit dem
Bundesverteidigungsministeri-
um. Ausgang offen.

Rauchverbot: Mit der für Jah-
resbeginn erwarteten zweiten
und dritten Lesung der Verfas-
sungsänderung zur Erleichte-

rung von Volksbegehren und
Volksentscheiden wird der Ein-
fluss der Bürger auf die Landes-
politik gestärkt. Erstmals zum
Einsatz könnten die neuen In-
strumente kommen, wenn ver-
sucht wird, das strikte Rauch-
verbot in Kneipen zu Fall zu
bringen. Mehrere Gastronomen
streben dies an.

Frauen: Mit einer für dieses Jahr
geplanten Reform des Landes-
gleichstellungsgesetzes will die
große Koalition mehr Frauen
den Weg in Führungspositio-
nen des öffentlichen Dienstes
ebnen, ihren Anteil in Gremien
erhöhen und die Rechte der
Frauenbeauftragten stärken.

Armut: Im Frühjahr soll ein Ak-
tionsplan zur Bekämpfung

von Armut vorliegen. Für
den Armuts- und Reich-

tumsbericht werden neue
Wege ausprobiert: Etwa

100 Saarländer sollen
in zwei Bürgerforen

diskutieren, welche
Antworten sie von

dem Bericht er-
warten. Die Er-

gebnisse der
Foren wer-

den im
Herbst

ausge-
wertet.

Pflege: Eine neue Kampagne
soll für die Pflegeberufe wer-
ben, um dem Fachkräftemangel
vorzubeugen. Der Landtag wird
erstmals einen unabhängigen
Pflegebeauftragten als An-
sprechpartner für Pflegebe-
dürftige, Angehörige und Be-
schäftigte wählen. Die Alten-
heimbetreiber wollen in Ver-
handlungen mit Pflegekassen
und Sozialhilfeträgern durch-
setzen, dass sie Geld für deut-
lich mehr Personal in den Hei-
men bekommen.

Krippen-Ausbau: Die von Bund,
Ländern und Kommunen für
das Jahr 2013 vereinbarte Be-
treuungsquote von 35 Prozent
für Kinder unter drei Jahren
wird im Saarland nach Angaben
der Landesregierung erreicht
werden. Allerdings wird der Be-
darf gerade in den Städten hö-
her sein als das Angebot.

Schulen: Der Ausbau gebunde-
ner Ganztagsschulen mit
Pflichtunterricht am Vor- und
Nachmittag wird fortgesetzt. Ab
dem Schuljahr 2013/14 stehen
landesweit vier neue gebunde-
ne Ganztagsschulen zur Verfü-
gung. Um Unterrichtsausfälle
zu vermeiden, wird die mobile
Lehrerreserve („Lehrerfeuer-
wehr“) um 80 Stellen an Grund-
schulen aufgestockt.

Hochschulen: Die Ziel- und
Leistungsvereinbarungen mit
der Universität des Saarlandes
und mit der Hochschule für
Technik und Wirtschaft (HTW)
laufen Ende des Jahres aus.
Mehr Geld wird es laut Landes-
regierung nicht geben – im Ge-
genteil. Angesichts der prob-
lematischen Haushaltslage des
Landes könnten im Lauf des
Jahres erste Entscheidungen
darüber fallen, welche Studien-
angebote gestrichen werden.

Stadion: In den ersten Monaten
des neuen Jahres wird wohl die
Machbarkeitsstudie zum Sta-
dionumbau in Saarbrücken prä-
sentiert, anschließend muss die
Politik über das weitere Vorge-
hen entscheiden. Land und
Stadt Saarbrücken wollen zu-
sammen 28 Millionen Euro in
das Projekt stecken. Gebaut
wird wohl frühestens 2014/15.

Personalien: Mehrere Spitzen-
posten im Land werden neu be-
setzt. Dazu zählen die Ämter
des Landesrechnungshof-Prä-
sidenten, des Sparkassen-Präsi-
denten und des Generalstaats-
anwalts. Bürgermeisterwahlen
finden in der Stadt Lebach und
in der Gemeinde Bous statt. Die
Parteien müssen im Frühjahr
außerdem ihre Wahlkreis- und
Listenkandidaten für die Bun-
destagswahl im September auf-
stellen.

Die größten Baustellen der Landespolitik
Welche Themen Regierung und Opposition im saarländischen Landtag im neuen Jahr beschäftigen werden

Welche Themen bestimmen im
neuen Jahr die Tagesordnung
der saarländischen Landespoli-
tik? Für welche drängenden
Probleme muss die große Koali-
tion aus CDU und SPD schnell
Lösungen finden? SZ-Redakteur
Daniel Kirch gibt einen Ausblick
auf das Jahr 2013.
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Anke Rehlinger führt
Justizministerkonferenz
Saarbrücken. Zum Jahresbe-
ginn hat Saar-Justizministerin
Anke Rehlinger (SPD) turnus-
gemäß den Vorsitz der Justiz-
ministerkonferenz des Bundes
und der Länder für ein Jahr
übernommen. Sie löste damit
Hessens Justizminister Jörg-
Uwe Hahn (FDP) ab, der 2012
den Vorsitz inne hatte. Die
Konferenz, die jeweils im
Frühjahr und im Herbst tagt,
dient der Abstimmung der jus-
tiz- und rechtspolitischen Vor-
haben der Bundesländer. Ihre
Beschlüsse sind zwar rechtlich
nicht bindend, aber geben Im-
pulse für die rechtspolitische
Entwicklung in der Bundesre-
publik. red

Kuhn-Theis wirbt für
Mehrsprachigkeit
Saarbrücken. Die EU-Bevoll-
mächtigte des Saarlandes, Hel-
ma Kuhn-Theis (CDU), hat bei
der Eröffnung des Ifalor-Zent-
rums in Metz für den weiteren
Ausbau der Mehrsprachigkeit
geworben. Ziel sei das „Zwei-
plus-Eins-Prinzip“. Menschen
in der Grenzregion sollten
künftig zwei Muttersprachen
haben und eine weitere
Fremdsprache beherrschen.
Aufgabe des neuen Ifalor-
Zentrums in Lothringen ist
unter anderem die Bündelung
und der Ausbau der deutsch-
französischen Forschungs-
und Ausbildungsaktivität. red

Baumwollspinnerei
macht Fortschritte
St. Ingbert. Rund 420 000 Eu-
ro Erwerbsnebenkosten, die
beim Ankauf von Teilen der
denkmalgeschützten Alten
Baumwollspinnerei durch die
Stadt St. Ingbert anfielen, wer-
den im Zuge eines Nachtrags-
haushaltes über ein Darlehen
finanziert. Das hat jetzt der St.
Ingberter Stadtrat beschlos-
sen. Währenddessen geht der
Umbau der Baumwollspinne-
rei in ein Kulturzentrum wei-
ter. Das Gebäude ist inzwi-
schen entkernt, historische
Gusseisenfenster werden nach
der Sanierung noch im Januar
wieder eingesetzt, so die Stadt-
verwaltung. red

Fotos vom Alltag
afghanischer Schüler
Saarbrücken. Eine Foto-Aus-
stellung über den Alltag afgha-
nischer Schüler ist vom 7. Ja-
nuar bis 12. April im Zentrum
für Lehrerbildung an der Saar-
Uni zu sehen. Die 80 Bilder der
Schau mit dem Titel „Ich zeig
dir meine Welt“ entstanden
2010 in mehreren Foto-Ar-
beitstreffen an fünf Kabuler
Schulen, wie die Universität
des Saarlandes gestern mitteil-
te. Die Fotos der Jugendlichen
zeigten „eine kritische und bis-
weilen distanzierte Sichtweise
auf ihre Heimat“, wobei auch
die landschaftliche Schönheit,
das kulturelle Erbe und die re-
ligiöse islamische Tradition
festgehalten wurden, hieß es.
Arbeitstreffen und Ausstel-
lung wurden vom Goethe-In-
stituts Kabul initiiert. epd
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Energie von Gottes Acker
Pfälzer Protestanten wollen Windkraft nutzen – Stromversorger bekunden Interesse an kirchlichen Grundstücken

Speyer. Die Evangelische Kirche
der Pfalz, die auch für Teile des
östlichen Saarlands zuständig ist,
bemüht sich intensiv darum, ins
Geschäft mit der Windenergie zu
kommen. Derzeit werde geprüft,
ob die Kirche nur Grundstücke
ihrer Pfründestiftung für Wind-
räder verpachten solle oder ob sie
sich darüber hinaus auch an
Windkraftunternehmen beteili-
ge, sagte Oberkirchenrätin Karin
Kessel dem Evangelischen Pres-
sedienst (epd) in Speyer. Auf ih-
rer Herbsttagung hatte die Lan-
dessynode ein Klimaschutzkon-
zept verabschiedet, das den stär-
keren Einsatz erneuerbarer
Energie vorsieht.

Es gebe bereits Nachfragen von
Windkraftunternehmen nach
kirchlichen Grundstücken, sagte
Kessel. Noch sei nichts entschie-
den. Sie sei sich durchaus be-
wusst, dass es auch Kritiker von
Windrädern gebe. Allerdings ge-
be es inzwischen anerkannte
Maßnahmen, um Vögel und Fle-
dermäuse vor den Rotoren zu
schützen. Auch die Optik sei kein
Argument gegen Windräder.
„Wer auf dem Rheindamm spa-

zieren geht, ist mit der Silhouette
des Atomkraftwerks Philipps-
burg konfrontiert“, sagte Kessel
dem epd. Da sei ihr ein Windrad
deutlich lieber. Vor allem, weil
ein solches Rad ohne Probleme
zurückgebaut werden könne.

Sollte es eine Beteiligung der
Landeskirche an einem Unter-
nehmen geben oder ein Grund-
stück der Pfründestiftung, die die
Liegenschaften der Landeskirche
verwaltet, für ein Windrad ver-
pachtet werden, kämen die Ein-

nahmen der Kirche zugute. Aus
den Erlösen der Pfründestiftung
wird nach Kessels Worten die Be-
soldung der Pfarrer derzeit mit
1,8 Millionen Euro im Jahr unter-
stützt.

Die Pfründestiftung sei seit
über zehn Jahren mit der Frage
beschäftigt, Grundstücke für
Windräder zu verpachten, sagte
Renaldo Dieterich, der die
Hauptverwaltung des Stiftungs-
verbands leitet. Es gebe sechs
Grundstücke der Pfründestif-

tung, die laut Windplan des Lan-
des Rheinland-Pfalz als Standor-
te geeignet wären. Mit dem Plan
sei ermittelt worden, wie oft und
wie heftig an bestimmten Orten
der Wind blase. Zu einem Vertrag
über den Standort eines Wind-
rads sei es noch nicht gekommen.
Letztlich liege die Standortent-
scheidung bei den Kommunen.
Und diese achteten durchaus da-
rauf, ihre Interessen zu verfolgen
und selbst Pachterträge zu kas-
sieren.

Bis zu 60 000 Euro Pacht im
Jahr zahle ein Unternehmen für
ein Windrad, sagte Dieterich. Ein
Drittel der Summe gehe direkt an
die zuständige Kommune. Dann
werden die Grundstückseigentü-
mer bedacht. Am meisten erhält
der, auf dessen Gelände der So-
ckel des Rads steht. Auch die Ei-
gentümer, deren Grundstücke im
Schatten des Windrads liegen
oder an diese Grundstücke an-
grenzen, erhalten einen geringen
Betrag.

Insgesamt hat die Stiftung nach
Dieterichs Worten in der Pfalz et-
wa 20 Verträge oder Vorverträge
mit Energieunternehmen ge-
schlossen. Dabei gehe es meist
um geringe Pachtzahlungen, da
kirchliches Gelände nur angren-
ze. Seit dem ersten Vertrag im
Jahr 2002 bis heute hat die
Pfründestiftung nach Dieterichs
Worten insgesamt 5300 Euro
eingenommen. epd

Die Pfälzische Landeskirche ver-
fügt über Grundstücke, die für
Windräder geeignet sind. Doch
wo ein Windrad aufgestellt wird,
entscheiden die Kommunen. Mit
den Erlösen sollen die Gehälter
der Pfarrer unterstützt werden. 

Geht es nach den Wünschen der evangelischen Landeskirche der Pfalz,
stehen auf ihren Grundstücken künftig Windkrafträder. Doch die Ent-
scheidung darüber haben die Kommunen. FOTO: ARMIN WEIGEL/DPA 

Neustadt. „Superkontakte zu
sexy Frauen“ – das versprach seit
Sommer 2012 eine Seitensprung-
agentur in Ludwigshafen. Doch
damit dürfte nun Schluss sein,
denn das Verwaltungsgericht
Neustadt untersagte den Betrieb
der Agentur – es fehlt unter ande-
rem die Gewerbeanmeldung. Das
geht aus dem gestern veröffent-
lichten Gerichtsbeschluss hervor
(AZ 4 L 1021/12.NW). Es bestätig-
te damit ein von der Stadt Lud-
wigshafen verhängtes Verbot.

Monatelang warb die Agentur
in Zeitungsanzeigen damit, An-
rufern gegen Geld Listen mit Te-
lefonnummern von interessier-
ten Frauen zu übergeben. Dann
beschwerte sich eine Frau, die
der Agentur angeblich ihre Daten
gar nicht zur Verfügung gestellt
hatte, über Belästigungen von
Männern am Telefon. Um der Sa-
che nachzugehen, traf sich laut
Gericht ein Mitarbeiter der Stadt
Ludwigshafen mit dem Betreiber
der Agentur und erhielt gegen
Geld eine Liste mit „unverbindli-
chen Kontaktvorschlägen“. Als
sich der Mitarbeiter zu erkennen
gab, gab der Betreiber zu, keine
Gewerbeanmeldung zu haben.

Zudem stellte sich heraus, dass
er zwischen 1997 und 2011 in 13
anderen Fällen zu Geld- und
Freiheitsstrafen verurteilt wor-
den war. Der Betreiber legte Wi-
derspruch ein, scheiterte nun
aber. dpa

Seitensprungagentur
ohne Gewerbeschein -

Gericht bestätigt Verbot 
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